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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Koordinierung 
der Agrarforschung. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Ervvägung nachstehender Gründe: 

Eine wirksame Koordinierung im Bereich der 
Agrarforschung muß darauf abzielen, die in den 
Mitgliedstaatcn unternommenen Anstrengungen zum 
Wohl der Allgemeinheit zu nutzen, die Ergebnisse 
dieser Bemühungen zweckmäßig anzTiw enden, sie 
in eine den Erfordernissen der gemeinsamen Agrar- 
politik angemessenere Richtung zu lenken sov. ie die 
Forschung srnittel zur Untersuchung bestimmter Pro- 
bleme. die für die Gemeinschaft von besonderer Be- 
deutung sind, zusammenzufassen. 

Zu diesem Zweck sind eine gegenseitige Konsul- 
tation und ein Informationsaustausch über die in den 
Mitgliedstaaten bereits bestehenden und geplanten 
Agrarforschungsprogram.me einzuführen und die 
entsprechenden Mittel hierfür bereitzustellen. 

ln einer Anzahl von Fällen kann das angestrebte 
Ergebnis dank eines koordinierten Einsatzes der 
auf Grund von Empfehlungen an die betreffenden 
Mitgliedstaaten bereitgestellten Mittel erreicht wer- 
den. 

Diese Mittel können jedoch als unzureichend er- 
scheinen, entweder infolge ihrer Art, oder weil die 
den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehenden Mit- 
tel es ihnen nicht ermöglichen, ihre Leistungen auf 
dem Gebiet der Forschung zu steigern, um den Er- 
fordernissen der gemeinsamen Agrarpolitik unein- 
geschränkt gerecht zu werden. Unter diesen Umstän- 


den muß die Gemeinschaft in der Lage sein, gege- 
benenfalls die Bemühungen in den Mitgliedstaatcn 
zu unterstützen niid zu ergänzen, um den Erforder- 
nissen auf dem Gebiet der Forschung besser nachzu- 
kommen und so den Bediirfriissen der gemeinsamen 
Agrarpolitik zu entsprechen. 

Im Hinblick aiü die Koordinierung und auf Grund 
der Schwierigkeit der zu untersuchenden wissen- 
schaftlichen Probleme und der diirchzufiihrenden 
Maßnahmen ist eine ständige enge Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und den Mitglicdstaaten 
wünschenswert. 

Im Rahmen der allgemeinen Entwicklungspolitik, 
die von der Kommission mit Hilfe der in dieser Ma- 
terie zuständigen Konsultativorgane ausgearbeitet 
ward, ist ein aus Vevtieieni der Mitgliedstaaten ge- 
bildeter Ausschuß unter dem Vorsitz der Kommis- 
sion der geeignetste Rahmen für diese Zusammen- 
arbeit. Ein solcher Ausschuß kann die Kommission 
bei den ihr übertragenen Aufgaben auf dem Gebiet 
der Koordinicrurg der Agrarforschung unterstützen 
und zv/eckdicnlich beraten. 

Die Koordinierung der einzelstaatlidien Maßnah- 
men erfordert eine gründliche Kenntnis des Stands 
der Agrarforschung in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten sowie eine ausreichende Unterrichtung über die 
übrigen die Landwirtschaft betreffenden Forschun- 
gen. Die Modalitäten, nach denen die so ermittelten 
Informationen allgemein zugänglich gemacht wer- 
den, sind festzulegen. 

Es ist dafür Sorge zu tragen, daß die Ergebnisse 
der Forschung, an denen sich die Gemeinschaft be- 
teiligt, der Gemeinschaft zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

Zur Auswertung der erzielten Ergebnisse emp- 
fiehlt es sich, ihre Verbreitung und Propagierung 
zu fördern - 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Zur Erreichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik werden die Bemühungen auf dem Gebiet der 
Agrarforschung auf Gemeinschaftsebene unter den 
in dieser Verordnung vorgesehenen Bedingungen 
mit der allgemeinen Entwicklungspolitik koordiniert 
und gefördert. 

Titel I: Ständige Maßnahmen 

Artikel 2 

Um ständig zur Koordinierung und Förderung der 
Agrarforschung beizutragen, führt die Kommission 
insbesondere die folgenden ständigen Maßnahmen 
durch: 

a) Unterrichtung 

Die Kommission führt ein laufendes Verzeichnis 
der in den Mitgliedstaaten geplanten und be- 
reits bestehenden Agrarforschungsprogramme; 

b) Konsultation 

Die Kommission prüft ständig die großen Orien- 
tierungslinien und Tendenzen der Agrarfor- 
schung der Mitgliedstaaten unter Berücksichti- 
gung der Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik. 

Zu diesem Zweck führt sie mit den Mitgliedstaa- 
ten eine gegenseitige Konsultation in dem in 
Artikel 4 genannten Ausschuß und einen Infor- 
mationsaustausch durch, der die Veranstaltung 
von Fachseminaren, den Austausch von For- 
schern, Dienstreisen und wissenschaftliche Gut- 
achten umfassen kann. 

Erforderlichenfalls empfiehlt die Kommission den 
Mitgliedstaaten die für die Durchführung einer 
auf Gemeinschaftsebene koordinierten Agrar- 
forschung wünschenswerte Ausrichtung. 

Titel II: Spezifische Maßnahmen 

Folgende spezifische Maßnahmen können ebenfalls 
getroffen werden: 

a) Koordinierung einzelstaatlicher Programme auf 
Gemeinschaftsebene durch eine rationelle Ge- 
staltung der Bemühungen der Mitgliedstaaten, 


eine wirksamere Verwendung ihrer Ergebnisse 
oder eine den Erfordernissen der gemeinsamen 
Agrarpolitik angemessenere Ausrichtung. 

Zu diesem Zweck richtet die Kommission Emp- 
fehlungen an die Mitgliedstaaten über die Durch- 
führung dieser Aktion. 

b) Durchführung gemeinsamer Programme zur In- 
tensivierung oder Ergänzung der Bemühungen in 
den Mitgliedstaaten in Bereichen, die für die 
Gemeinschaft von besonderer Bedeutung sind. 

c) Schaffung gemeinsam finanzierter Institute, 
wenn sie sich als notwendig erweisen, um eine 
echte Lücke in einem Bereich zu schließen, des- 
sen Bedeutung für die Gemeinschaft anerkannt 
ist. 

Titel III: Allgemeine und Finanzbestimmungen 

Artikel 4 

1. Es wird ein ständiger Agrarforschungsausschuß 
- im folgenden „Ausschuß" genannt - eingesetzt. 

2. Der Ausschuß unterstützt die Kommission bei 
den ihr auf Grund dieser Verordnung obliegenden 
Aufgaben, insbesondere bei: 

a) der Prüfung der großen Orientierungslinien und 
Tendenzen der Agrarforschung gemäß Artikel 2 
Buchstabe b; 

b) der Prüfung und Auswahl der spezifischen Maß- 
nahmen im Sinne von Artikel 3; 

c) der Koordinierung und Abwicklung dieser Maß- 
nahmen. 

Außerdem weist der Ausschuß die Kommission 
auf die Notwendigkeit hin, die Information und 
Ausbildung der bei den Maßnahmen eingesetzten 
Wissenschaftler zu verbessern und zu erwei- 
tern. 

3. Die Kommission kann die Hilfe des Ausschus- 
ses bei der Erfüllung der Aufgaben in Anspruch neh- 
men, die ihr im Rahmen der allgemeinen Forschungs- 
und Entwicklungspolitik obliegen. 

4. Der Ausschuß besteht aus Vertretern der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten, die von Sachverständigen 
unterstützt werden können. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Januar 1973 - 1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ag 9/73 

„Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 29. Dezember 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen.'' 
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Den Vorsitz im Ausschuß führt ein Vertreter der 
Kommission. 

Die Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses werden 
von den Kommissionsdienststellen wahrgenommen. 

Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 5 

1. Um der Kommission die Durchführung der in 
Artikel 2 Buchstabe a vorgesehenen Aktion zu er- 
möglichen, teilen die Mitgliedstaaten ihr die wis- 
senschaftlichen, wirtschaftlichen und finanziellen Da- 
ten über die von ihnen allein oder in Zusammen- 
arbeit geplanten oder durchgeführten Forschungs- 
projekte und -Programme mit. 

2. Nach Anhörung des in Artikel 4 genannten Aus- 
schusses legt die Kommission die Einzelheiten fest, 
nach denen die mitgeteilten Angaben, insbesondere 
die sich aus dem in Artikel 2 Buchstabe a vorge- 
sehenen laufenden Verzeichnis ergebenden Daten 
der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden. 


Artikel 6 

Die Kommission trifft alle zweckdienlichen Maßnah- 
men, damit die im Rahmen der Anwendung von 
Artikel 3 Buchstaben b und c erzielten Forschungser- 
gebnisse der Gemeinschaft auch dann zur Verfügung 
gestellt werden, wenn sie für eine Patentierung in 
Betracht kommen. 

Die Kommission fördert die Verbreitung der Ergeb- 
nisse der Agrarforschung. 

Die Kommission setzt die geeigneten Mittel ein, um 
die Verbreitung derjenigen wissenschaftlichen Er- 
gebnisse zu fördern, die geeignet sind, die Verwirk- 
lichung der Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik 
voranzutreiben. 


Artikel 7 

Die in Artikel 3 Buchstaben b und c genannten 
Maßnahmen werden gemäß Artikel 34 beschlossen. 


Artikel 8 

Der Rat beschließt über die finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft an den in Artikel 3 vorgesehenen 
Maßnahmen. Die finanzielle Beteiligung darf einen 
Anteil in Höhe von 10 v. H. der Kosten der gemäß 
Artikel 3 Buchstabe a koordinierten einzelstaat- 
lichen Programme nicht überschreiten. Sie darf bis 
zu 50 V. H. der Kosten der in Artikel 3 Buchstabe b 
bezeichneten Maßnahmen ausmachen. 


Artikel 9 

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen 
Parlament und dem Rat in regelmäßigen Abständen 
einen Bericht über die Koordinierung der Agrar- 
forschung. 

Dieser Bericht enthält insbesondere: 

— Informationen über die einzelstaatlichen Struk- 
turen der Agrarforschung; 

— eine Übersicht über die Entwicklung der Agrar- 
forschung auf Gemeinschaftsebene; 

— einen Überblick über die im Rahmen dieser Ver- 
ordnung eingeleiteten Maßnahmen; 

— eine Vorausschau auf die wünschenswerte Ent- 
wicklung der Agrarforschung in den Mitglied- 
staaten und ihre Koordinierung auf Gemein- 
schaftsebene unter Berücksichtigung der Ziele 
der gemeinsamen Agrarpolitik. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Die Anpassung der Landwirtschaft in einer expan- 
sionsintensiven Wirtschaft und die Verwirklichung 
der Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik, wie sie 
in Artikel 39 des Vertrages festgelegt sind, erfor- 
dern von den im Bereich der Landwirtschaft tätigen 
Personen besondere Anstrengungen auf technischem, 
wirtschaftlichem und sozialem Gebiet. 

Diese Anstrengungen müssen dank einer besonderen 
Aktion im Bereich der Agrarforschung unterstützt 
und gelenkt werden. 

Die Agrarforschung trägt bereits wirksam zu dieser 
Anpassung bei. Die erzielten Fortschritte beruhen 
häufig auf den wissenschaftlidien Arbeiten, die zu- 
nächst im Bereich der Produktionsverfahren durch- 
geführt wurden, und in jüngster Zeit auch die wirt- 
schaftlichen und sozialen Bereiche betreffen. 

Angesichts der immer bedeutenderen Rolle, die die 
Forschung auf diese Weise bei der Ausrichtung der 
Bemühungen um Anpassung an die wirtschaftliche 
EntVvdcklung spielt, muß sie auf Gemeinschaftsebene 
koordiniert werden, um die Durchführung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik zu fördern. 

Diese Koordinierung muß sich auf eine gründliche 
Kenntnis der Strukturen und der Arbeitsweise der 
Agrarforschungsinstitute in den einzelnen Mitglied- 
staaten sowie auf die Forschungsergebnisse stützen. 

Im Rahmen der Koordinierung muß die Gemeinschaft 
in erster Linie die Aufgaben haben, das Forschungs- 
potential der Mitgliedstaaten im Hinblick auf die 
Erfordernisse der gemeinsamen Agrarpolitik best- 
möglich einzusetzen. Das heißt, die diesbezüglichen 
Anstrengungen der Mitgliedstaaten müssen unter 
Berücksichtigung der Gemeinschaftsbedürfnisse und 
der von den einzelnen Mitgliedstaaten durchgeführ- 
ten Forschungsprojekte oder -Programme gelenkt 
und gefördert werden. 


Darüber hinaus muß es Aufgabe der Gemeinschaft 
sein, im Bedarfsfall die einzelstaatlichen Maßnah- 
men zu ergänzen, oder gegebenenfalls die Lücken 
zu schließen, und zwar insbesondere durch eine an- 
gemessene finanzielle Beteiligung, die je nachdem 
zu Lasten des Jahreshaushalts der Kommission, oder 
zu Lasten besonderer Haushaltspläne gehen, die von 
der Kommission dem Rat unterbreitet werden. 

Diese Maßnahmen würden sich jedoch nicht voll aus- 
wirken, wenn nicht gleichzeitig einiges getan würde, 
um eine bessere Verbreitung der Forschungsergeb- 
nisse zu ermöglichen, damit sie den Betreffenden 
rasch zur Verfügung gestellt werden können. 

Die Arbeiten in diesem Zusammenhang müssen sich 
in die Forschungs- und Entwicklungspolitik der Ge- 
meinschaft einfügen. Zu diesem Zweck arbeiten die 
für die gemeinsame Agrarpolitik verantwortlichen 
Dienststellen eng mit den übrigen Dienststellen der 
Kommission zusammen, die ihrerseits ihre eigenen 
Konsultativorgane auf dem Gebiet der Forschung 
und Entwicklung in Anspruch nehmen kann. 

Dieser Ausschuß hat demnach die Aufgabe, die Kom- 
mission bei ihrer allgemeinen Tätigkeit auf dem 
Gebiet der Koordinierung der Agrarforschung zu 
unterstützen. 

Darüber hinaus muß er von der Kommission zu den 
im Rahmen der Koordinierung durchzuführenden 
Maßnahmen angehört werden. 

Auf diese Weise wird die Gemeinschaftsaktion die 
Arbeit der Forscher erleichtern und sie unter Wah- 
rung der in den einzelnen Mitgliedstaaten beste- 
henden Einrichtungen und der für jede Forschungs- 
arbeit notwendigen Freiheit aufwerten. 



